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Liebe Grüne Räte und Rätinnen in der Region RVBO,  
in den Ortsverbänden und Kreisverbänden BO, RV, SIG.  
Liebe Räte und Rätinnen der Gemeinderatsfraktionen, 
liebe Abgeordnete. 
 
Wir, die Fraktion im Regionalverband wollen euch mit diesem Rundbrief  
über den Stand der Fortschreibung des Regionalplans 2021 
und über die Planungen zum 2% Ziel in unserer Raumschaft informieren.   
 

1. Die Fortschreibung des Regionalplans 2021 
Der „alte“ Regionalplan stammt aus 1996. Die Fortschreibung wurde 2003 

beschlossen und in den Folgejahren unternommen. Der Entwurf des „neuen“ 

Regionalplans wurde in der Verbandsversammlung an 25.6.2021 beschlossen. 

Es gab 10 Gegenstimmen (8 von uns Grünen und 2 von der SPD). Ein Novum waren die Gegenstimmen, da bis 

2019 alle Entscheidungen einstimmig erfolgten.  

Unsere Fraktion war nach der der Kommunalwahl 2019 neu zusammengetreten. Sie umfasst 14 von 56 

Mitgliedern in der Verbandsversammlung.  

Wir begleiteten die Fortschreibung des Regionalplans des RVBO fortan konstruktiv kritisch.  
Bereits im April 2020 wurde von uns ein 10-seitiges Positionspapier der Verbandsverwaltung und der 

Verbandsversammlung vorgelegt und in den Medien veröffentlicht. 

 

Hauptkritikpunkte (zusammengefasst):  

-  Der Plan widerspricht Zielen und Grundsätzen der Raumordnungsbehörden (LEP, ROG, LPlG)*. 

-  Der erforderliche Landschaftsrahmenplan fehlt bisher. 

-  Forderung nach konsequenter und konkreter Umsetzung aller geltenden gesetzlichen 

   Bestimmungen des LEP, des ROG und des LplG, sowie des Koalitionsvertrags 2016. 

-  Flächenverbrauch viel zu hoch, Bevölkerungsprognose auf Zuwachs ausgerichtet, nicht nach den  

   Daten des Statistisches Landesamtes (StaLa) oder des Bundesamtes für Bau-, Stadt- und Raumforschung   
   (BBSR);  s. Abb 9: 27.000 bzw. 29.000 statt 65.000.  

-  Zu hoher Flächenbedarf für Industrie und Gewerbe (zusätzlich 1000 ha); zudem Zielabweichungsverfahren 

   gegenüber Anbindegebot in vier Fällen. 

-  Vorranggebiete für Landwirtschaft und Hochwasserschutz gehen im Freiraumkonzept unter  

-  Abbau von Rohstoffen für 2 x 20 Jahre viel zu hoch, Unzureichende(s) Kreislaufwirtschaft, Recycling   

   von Boden, Steine und Bauschutt, Neuaufschluss in Grund im Altdorfer Wald, 

 - Verlängerung des Moorabbaus im Reicher Moos 2 x 20 Jahre bis 2070 (Waldburg, Vogt). 

-  Ungenügender Schutz der Grundwasservorkommen (Interessenkonflikt im Zusammenhang mit  

   dem Abbau oberflächennaher Rohstoffe (Kies, Sand) 
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-  Mobilitätsplanung „weiter so“. Notwendiger Richtungswechsel in der Verkehrsplanung fehlt.    

- Überdimensionierter Querschnitt für den Neu- und Umbau der B 31 zwischen Meersburg West und      

   Immenstaad 

 

Im Verlauf der Beratungen haben wir viele Änderungs-Anträge (15 Stück insgesamt) eingebracht, um ein 

nachhaltiges, zukunftsfähiges Baden-Württemberg in unserer Region zu gestalten. Aus unserer Sicht verdient 

ein Plan, der 15 Jahre, 20 Jahre, vielleicht sogar 25 Jahre die Entwicklung unserer Raumschaft verantwortet, im 

Hinblick auf die Herausforderungen jetzt und für die Zukunft richtungsweisend zu sein. Dieser Plan in seiner 

bestehenden Form wird den nachhaltigen Entwicklungszielen nicht gerecht. Deshalb, so stellten wir fest, kann 
der beschlossene Plan, nicht genehmigt werden.  

Mit Regierungspräsidium und Wirtschaftsministerium setzten wir uns in vielen Schreiben auseinander. 

Erstaunlicherweise fanden wir in den Stellungnahmen zu den beiden Offenlagen, seitens Regierungspräsidium 

Tübingen und Wirtschaftsministerium (damals Genehmigungsbehörde) unsere Argumente bestätigt. Von dort 

kamen Einwendungen, wie von unserer Seite: Flächenverbrauch zu hoch, Siedlungsentwicklung nicht 

angemessen, Bevölkerungszahl falsch, Hochwasserschutz nicht ausgewiesen…  

Trotzdem wurde der Plan am 25.6. 2021 beschlossen (siehe oben) 

 

2023: Bisher ist der Plan nicht genehmigt: Warum dauert das so lange?  

Wir lesen in der Presse von den Forderungen der SPD (Zeller), und hören in den Sitzungen von den  Freien 

Wählern und der CDU Unverständnis, dass der Plan noch nicht genehmigt ist. „Wir brauchen 

Planungssicherheit“ heißt es.  

Da wir diesen Plan nicht befürworten, sind wir nicht traurig, dass er noch nicht genehmigt ist. Die Zeit arbeitet 

für uns. In Stuttgart wird der Plan nach unseren Informationen auch kritisch gesehen. Er ist nicht so, wie man 

ihn haben will. Allerdings gibt es kaum Einflussnahme auf inhaltliche Positionen, lediglich rechtliche 

Versäumnisse könnten ihn kippen. Der Plan passt zudem nicht zum Vorhaben „Bioshärengebiet 

Oberschwäbische Moore und Feuchtflächen“.  

Klageandrohungen gibt es vom BUND, der sich auf eine rechtliche Bewertung stützt und die juristische 

Stellungnahme dem RVBO und dem MLW* vorgelegt hat. Scientist for Future Ravensburg haben eine sehr 

detaillierte Betrachtung der Klimawirkungen bei Umsetzung des Plans geliefert. Kommunen (z.B. Vogt) wollen 

klagen, gegen den erweiterten Kiesabbau. BUND und SfF* hatten sehr dezidierte umfangreiche Stellungnahmen 

abgegeben.  

In Folge der zunehmenden öffentlichen Wahrnehmung, zu der auch unsere Zeitungsveröffentlichungen u.a. 

beigetragen hatten, gab es Protestbewegungen. Die „Petition für einen zukunftsfähigen Regionalplan Bodensee-

Oberschwaben“ wurde von 40 Organisationen unter anderem vom Badischen Landwirtschaftlichen 

Hauptverband und von fast 4500 Unterstützern unterschrieben: Sie wurde aktuell verlängert. 

Im Altdorfer Wald wird die Stelle des geplanten neuen Kiesaufschlusses nach wie vor durch das Klima Camp 

besetzt. Es gab mehrere Demonstrationen, zuletzt Anfang 2023 mit 500 Bürgern der Region.  

Der sehenswerte Film „Von Menschen, die auf Bäume steigen“ wurde größtenteils dort gedreht.  

 

Nachhaken zwischen 2021 und 2023: 

In mehreren Schreiben an die Genehmigungsbehörden haben wir unsere Argumentation, weshalb wir den Plan 

nicht für genehmigungsfähig halten, nochmals herausgestellt. (19.9.21 - Antwort 26.10.2021 / 7.2.23 an MLW - 

Antwort 20.3.23). Die Abgeordneten hatten unsere Argumente schon mehrfach erhalten (21.3.21 Landtags- / 

25.7.21 Kreistagsfraktionen). 

Letztes Schreiben an MLW v. 7.2.23: 

Wir wiederholen unsere Sicht, dass der vorliegende Planentwurf nicht geeignet ist, die zukunftsfähige 

Ausrichtung für die kommenden 15-20 Jahre mit Blick auf den Koalitionsvertrag, das Klimaschutzgesetz, die 

geforderte nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschonung zu erreichen. 
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Deshalb bitten wir darum, unsere früher vorgebrachten Argumente erneut zu prüfen. Wir nehmen Bezug zum 

Verfahren des kürzlich genehmigten Regionalplans Neckar Alb und anderer Regionalpläne in Baden-

Württemberg, für die verbindliche Nachbesserungen auch im Genehmigungsverfahren gefordert wurden. Diese 

ist aus unserer Sicht auch beim RVBO*: 

- Verzicht auf neuen Kiesaufschluss im Altdorfer Wald. Nicht benötigter Kiesbedarf, da Erweiterung der übrige 

Kiesabbaustellen um .  

- Hinweis auf Bürgerbewegung und Verzicht auf Gewaltaktionen (Räumung Waldbesetzer-Klima-Camp). 

- Vier Zielabweichungsverfahren, keine Lex BW schaffen. 

- Zu hoher Flächenverbrauch nach neuester StaLa-Prognose des Bevölkerungszuwachses  
- Ausweisung von VRG für Landwirtschaft und Hochwasserschutz verlangt.   

 

In seiner Antwort (20.3.23) auf unser Schreiben v. 7.2.23 schreibt uns das MLW, dass es sich derzeit intensiv mit 

begleitenden Fragestellungen zum Genehmigungsverfahren, wie etwa dem Zielabweichungsverfahren für vier 

Standorte für Industrie und Gewerbe in der Region Bodensee-Oberschwaben, auseinandersetzt. Es wird 

versichert, dass die Inhalte des Regionalplans sowie alle weitergehenden Fragestellungen sorgfältig auf ihre 

Genehmigungsfähigkeit hin geprüft werden. Die Prüfung wegen der Komplexität der Themen- und 

Problemfelder noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird.  

 
Fazit: Der fortgeschriebene Regionalplan 2021 übertrifft die Flächeninanspruchnahme des noch gültigen Plans 
1996. Die Flächen-Netto-Null Planungen der Landesregierung werden konterkariert.  
Das Klimaschutzgesetz wird nicht umgesetzt. Rohstoffentnahmen sind weiterhin sehr hoch und nicht 
nachhaltig aufrecht zu erhalten. Kein Recycling-Impuls. Moorabbau wird für weitere 40 Jahre bis 2070 
zugesagt (im künftigen Biosphärengebiet ?). Das Kreislaufwirtschaftsgesetz, der europäische Green Deal 
(Ressourcen/Kreislaufwirtschaft) werden nicht umgesetzt.  Im Verkehrssektor wird weiterhin für Straße statt 
für Schiene/ÖPNV geplant. Die Flächeninanspruchnahme wird mit einer eigenen Prognose um das 2-5-fache 
des Statistischen Landesamtes bzw. Vorhersagen aus dem Bundesamt für Bau- Stadt- und Raumforschung 
übertroffen (s. Abb 9). Es wird auf § 13b gesetzt. Das Thema Energie ist verschoben worden, Flächenbedarf 
für Erneuerbare Energien ist nicht eingerechnet. Die Biotopvernetzung wird zwar geplant, ist aber nicht 
konsequent umgesetzt.  
 Insgesamt eine nicht auf nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung, sondern auf maximales Wachstum 
ausgerichtete Regionalplanung. Primat „Weiter so“.  

   

2. Teilregionalplan Energie 
Die Landesregierung Baden-Württemberg hat am 26.10.2021 die Task Force Erneuerbare  

Energien zur Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer Energien eingerichtet. 

Die Regionale Planungsoffensive zum Ausbau Erneuerbarer Energien bestehend aus den 12 Regionalverbänden 
in Ba-Wü startete im März 2022. 

Dadurch soll die schnelle Umsetzung des 2 % Flächenziels (§ 4b KSG) gewährleisten werden. Insbesondere sollen 

stabile Rahmenbedingungen für den Planungsprozess und eine akzeptanzstiftende Bürgerbeteiligung die 

Planungszeit halbieren. Gemeinsames Ziel ist, die (Teil)Fortschreibungen der Regionalpläne zur Umsetzung von 

§ 4b KSG im Jahr 2025 als Satzung zu beschließen. 

 

Gesetzliche Grundlagen: 

§ 20 Klimaschutzgesetz schreibt die besondere Bedeutung der Energieeinsparung, Energieeffizienz und der 

Erneuerbaren Energien sowie der Verteilnetze als im überragenden öffentlichen Interesse und der öffentlichen 
Sicherheit liegende Maßnahmen vor.   

Das 2% Flächenziel bedeutet für den RVBO 1,8% für Windkraftanlagen und 0,2 % für FFS (Freiflächensolar). 2 % 

sind 7002 ha; 1,8 % = 6302 ha, 0,2 % = 700 ha. Der RVBO hat insgesamt 350.000 ha Fläche.  

 

Zeitliche Rahmenbedingungen: Sehr ambitionierte zeitliche Vorgaben. Januar 2024 muss die erste Offenlage 
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der Planungen und bis 30.9.2025 der Satzungsbeschluss erfolgen. Zur Öffentlichkeitsbeteiligungen sind zwei 

Veranstaltungen bis Mitte 2023 geplant.   

Bisher stattgefundene Sitzungen des Planungsauschuss und Verbandsversammlungen: 30.3.22, 6.7.22, 15.7.22 

(VV) 30.11.22, 9.12.22 (VV) und in 2023: 29.3.23, 28.4.23 (VV). 

Der Expertenrat, in dem ausgewiesene Experten der Energiewirtschaft, des Naturschutzes, höherer 

Genehmigungsbehörden und die vier Fraktionsvorsitzenden vertreten sind hat bisher dreimal getagt. 

 
Aktueller Planungsstand: Siehe Grafiken im Anhang: Auszüge aus in öffentlichen Sitzungen veröffentlichten 

Unterlagen. 

Abb. 1: Es sind die Auswahlkriterien für WEA und FFS dargestellt. Bei WEA sind das die Kriterien 
Windleistungsdichte und Artenschutz. Bei FFS die Vorbelastung der Fläche, die Wasserschutzzone, die geeignete 

Exposition (Abstände zu Straßen, nachrangige landwirtschaftl. Fläche)  

Abb. 2: Windhöffige Regionen: grün = geeignet, dunkelgrün über 240 W/m2 = sehr gut. 

gelb und rot = nicht geeignet. Laut Abb. 1 sind Regionen unter 190 W/m2 konfliktreich und unter 160 W/m2 

ausgeschlossen. (Windatlas s. Quellen) 

Abb. 3 und 4.: Geeignete Suchräume gemäß Kriterien für WEA 11 %. Für FFS 37 % und für Agri-PV 11 %. Die 

Suchräume werden weiter eingegrenzt werden müssen durch Abstände zu Gebäuden, zu Denkmalen oder durch 

Betrachtungen des Landschaftsbildes.  

Abb. 5: Ausbauziele in % bis 2030 und 2035. Bis 2030 sollen bei der Stromgewinnung 80%, bei der 

Wärmegewinnung 50% und beim Verkehr 32 % erreicht sein.  
Abb. 6: Ist-Zustand (2022) beim Strom in den drei Landkreisen und im RVBO. 

Abb. 7: Ist-Zustand (2010 und 2021) beim Strom- und beim Wärmeverbrauch RVBO. 

Problem hoher Wärmeverbrauch, mit 2% abdeckbar ?? 

Abb. 8: Unabhängige Studie des BUND für Deutschland und Baden-Württemberg.  

Für Ba-Wü werden 3% Fläche als notwendig prognostiziert. (BUND-Studie s. Quellen) 

Abb. 9: Bevölkerungsprognose 2040 des Bundesamtes für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Vergleich zur 

Prognose des RVBO bzw. der Prognose für den Wohnraumbedarf des RVBO 

 

Fazit: Der TRP Energie* ist eine sehr ambitionierte Herausforderung in zeitlicher, wie planerischer Hinsicht. 
Der RVBO wird bis 2025 Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete für WEA* und FFS* ausweisen. Darauf können 
Projektierer Anlagen planen und errichten. Dafür besteht Rechtsanspruch. Projekte sind jetzt schon überall 
möglich, dann auf eigenes Risiko der Projektierer. Die Kommunen können schon aktiv sein und den RVBO 
unterstützen. Einige sind schon sehr aktiv im Angebot von Flächen, gestalten mit, während andere eher 
abwartend sind. Es werden auch behindernde Kriterienkataloge für FFS-Anlagen beschlossen.   
 
Der gesetzliche Auftrag besteht in der Ausweisung von 2% der Fläche. Ob das zur Erreichung der 
Klimaneutralität ausreicht, ist zu überprüfen. Die größten Herausforderungen werden die Wärmewende und 
die Verkehrswende sein. Die Stromwende kann gelingen.  
Durch die neue Gesetzeslage sind die Kommunen nur noch Träger öffentlicher Belange und können eine 
Stellungnahme abgeben, wie viele andere auch.  
Einschränkungen werden sich noch ergeben durch einzuhaltende Abstände zu Denkmalen, militärischen 
Einrichtungen und Flugstrecken oder durch das bewertete Landschaftsbild.  
Mit sich bereits formierenden Widerstandsbewegungen wird man sich beschäftigen müssen. 
Unsere Fraktion ist sehr gut informiert. Wir sind der Meinung, dass der EE-Ausbau unter Einhaltung des 
Naturschutzes machbar ist. Die Fraktionen des RVBO stimmen bisher in den Zielen überein. 
 
Es bleibt zu hoffen, dass die Energiewende gelingt. Sie ist ein wichtiger Baustein zur Klimaneutralität in 
unserem Land. Dazu muss die Klimakrisenanpassung hinzu kommen mit einer Vielzahl von Aufgaben. Das 
alles erfordert von uns allen unsere engagierte Überzeugungskraft. 

 
Mit freundlichen Grüßen.  Für die Fraktion Ulrike Lenski, Johannes Übelhör und Ulrich Walz 
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Quellen: 

 www.rvbo.de: Planhinweiskarten, Sitzungsunterlagen, Projekte 

 https://www.energieatlas-bw.de/wind/windatlas-baden-wurttemberg : Windgeeignete Gebiete 

 https://www.bund-bawue.de/mensch-umwelt/klima-und-energie/klimaschutz/bund-klimastudie : 

BUND Studie-100% klimaneutrale Energieversorgung. Der Beitrag Baden-Württembergs und seiner zwölf 

Regionen. 

 ntv, Entwicklung der Bevölkerung  - Wie sich Deutschland bis 2040 verändert, 21.04.2023, Datenbasis: 

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumentwicklung ● Kartenmaterial: © GeoBasis-DE / BKG 2017 : 

Bevölkerungsentwicklung 2040 BBSR _ 2035 RVBO  \ Wohnraumbedarf 2035 RVBO  

 

  

Abkürzungsverzeichnis: 

Abkürzungen Volltext 

Abb. Abbildung 

B Bundesstraße 

Ba-Wü Baden-Württemberg 

BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

BO Bodenseekreis 

CDU Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

EE Erneuerbare Energien 

FFS Freiflächensolaranlage 

ha Hektar 

KSG Klimaschutzgesetz 

LEP Landesentwicklungsplan 

LPlG Landesplanungsgesetz 

MLW Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg 

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 

ROG Raumordnungsgesetz 

RV Landkreis Ravensburg 

RVBO Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 

SfF Scientists for Future 

SIG Landkreis Sigmaringen 

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Sta-La Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 

u.a. unter anderem 

VRG Vorranggebiet 

VV Verbandsversammlung 

WEA Windkraftenergieanlage 

W/m² Watt pro Quadratmeter 

 

 
 

 

 


